
TLZ ZCTH3 LANDESSPIEGEL Donnerstag, 13. Juni 2013

NOTIZEN

Gesundheit
als Schulfach
Erfurt. Der Vorschlag der
Krankenkasse Barmer
GEK, Gesundheit in den
Thüringer Schulen zum re-
gulären Schulfach zu ma-
chen, gewinnt im politi-
schen Raum Unterstüt-
zung. Die Linksfraktion als
stärkste Oppositionspartei
steht voll hinter den Vor-
schlägen der Kasse, erklär-
te Gesundheitspolitiker
Jörg Kubitzki. Die Erzie-
hung zu einer gesundenEr-
nährung setze aber auch
voraus, dass in den Schu-
len ein gesundes Schules-
sen angeboten werde. „Es
darf nicht nur bei der Ver-
mittlung von Theorie blei-
ben“, sagte Kubitzki und
erneuerte die Forderung
seiner Fraktion, jedem
Kind im Kindergarten und
in der Grundschule ein
kostenloses gesundes Mit-
tagessen bereitzustellen. In
einem künftigen Fach Ge-
sundheit soll es aber auch
um die Erziehung zu einer
gesunden Lebensweise,
zur Hygiene und zur Zahn-
und Körperpflege gehen,
ergänzteKubitzki.

Schulen ohne
Geheimdienst
Erfurt/Jena. Der DGB in
Thüringen wehrt sich ener-
gisch gegen Pläne des Lan-
desamtes für Verfassungs-
schutz, über seine Tätigkeit
an mehreren Jenaer Schu-
len zu unterrichten, da-
runter auch am Berufs-
schulzentrum in Jena
Göschwitz. Es geht dabei
um eine Ausstellung mit
dem Titel „Feinde der De-
mokratie – Extremismus in
Thüringen“. Die Gewerk-
schaften verweisen auf das
Versagen der Verfassungs-
schützer bei der Verfol-
gung der NSU-Aktivitäten
in Thüringen. Die DGB-
Empfehlung: Die Schullei-
ter sollten lieber mehr Pro-
jekttage von demokrati-
schen Organisationen in
die Schulen holen.

Kooperation
mit Irland
Erfurt/Jena. Der irische
Botschafter Dan Mulhall
besucht heute auf Einla-
dung der FDP-Landtags-
fraktion Thüringen. Irland
und Thüringen arbeiten
bislang vor allem im Be-
reich Bildung und Hoch-
schulen zusammen. Insge-
samt 21 Partnerschaften
bestehen vor allem zwi-
schen thüringischen und
irischen Hochschulen so-
wie außeruniversitären
Forschungseinrichtungen.
Dementsprechend liegt der
Schwerpunkt des Pro-
gramms auch im Bildungs-
bereich. Das Institut für
Lehrerfortbildung sowie
die Unis in Jena und Wei-
marwerden besucht.

Rechnungshofnovelle
von Experten abgelehnt
Gerichtspräsidenten und Steuerzahler-Chef gegen geplante Änderungen
n Von Elmar Otto

und Hartmut Kaczmarek

Erfurt. FDP und Grüne haben
nie einen Hehl daraus gemacht,
dass sie die geplanteNovelle des
Rechnungshofgesetzes ableh-
nen. „Es darf doch nicht sein,
dass auf diesem Weg offensicht-
lich der Rechnungshofpräsident
diszipliniert werden soll“, sagt
Uwe Barth an die Adresse von
CDU, SPD und Linken, die in
seltener Eintracht die Änderun-
gen erarbeitet haben. AuchAnja
Siegesmund lässt ihrem Unmut
freienLauf. „Die schwarz-rot-ro-
te Koalition schadet bei diesem
Gesetzesentwurf dem Ansehen
des Freistaates“, empört sich die
Grünen-Fraktionsvorsitzende.
Auch der für viele, durch seine
Prüfungen und sein besonders
unabhängiges Auftreten unbe-
queme Behördenchef Sebastian
Dette sieht vor allem eine Moti-
vation für den Vorstoß: „CDU,
SPDundLinkewollen unsmaß-
regeln.“
Das ungewohnte Dreierbünd-

nis widerspricht hier vehement
und führt nur edle Motive, wie
die Stärkung der parlamentari-
schenMitbestimmung an. Doch
wenn heute der Finanzaus-
schuss des Landtages über das
Rechnungshofgesetz berät, wer-
den dabei umfangreiche Stel-
lungnahmenauf denTischen lie-
gen, die in erster Linie die Kriti-
ker des Paragrafenwerks in ihrer
Auffassung bestätigen.

Da ist zum einen die geplante
Reduzierung der Amtszeit des
Präsidenten von derzeit zwölf
auf zehn Jahre. „Es liegt auf der
Hand, dass zwischen der verfas-
sungsrechtlich gewährleisteten
persönlichen richterlichen Un-
abhängigkeit und Dauer des
Wahlamtes ein Zusammenhang
besteht“, schreibt der Präsident
desThüringerOberverwaltungs-
gerichts, Hartmut Schwan. Und
resümiert: „Je länger die Wahl-
zeit, desto unabhängiger ist der
Gewählte.“ Die Neuregelung
führe demnach zu einer Ver-
schlechterung.
Auch der Präsident des Ober-

landesgerichts, Stefan Kauf-
mann, sieht durch die Verkür-
zung der Amtszeit eine „Ein-
schränkung in der Stellung“ des

Präsidenten. Damit sei es nach
seinem Dafürhalten nicht ganz
von der Hand zu weisen, „dass
allein in der gesetzgeberischen
Maßnahme selbst als
Misstrauenskundgebung gegen-
über den Amtsinhabern ein Ein-
griff in die richterliche Unab-
hängigkeit gesehen werden
kann“, soKaufmann.
Der Thüringer Richterbund

spricht sich ebenfalls „entschie-
den“ gegen eine Verkürzung der
Amtszeit aus, weil auch er da-
durch eine „Verletzung der rich-
terlichenUnabhängigkeit sieht.
Sogar der Präsident des Bun-

desrechnungshof hat eine Stel-
lungnahme zugeleitet. Aller-
dings schickt Präsident Dieter
Engels gleich vorweg, keinMan-
dat zu haben, sich in rein landes-
rechtlichen Angelegenheiten zu
äußern. Gleichwohl legt er die
für den Bundesrechnungshof
geltende Rechtslage dar. „Aus
demVergleich“, soEngels an die
Adresse der Mitglieder des Fi-
nanzausschusses, „können sich
gegebenenfalls Ansatzpunkte
für eine vertiefte Auseinander-
setzung mit den vorgeschlage-
nen Regelungen ergeben.“ Und
so stellt Deutschlands oberster
Rechnungsprüfer klar, dass
auch in seiner Behörde Präsi-
dent sowie Vize zwölf Jahre am-
tieren. Die lange Amtszeit, be-
tont er, stelle „die besondere
Stellung der Leitung des Bun-
desrechnungshofes heraus und
stärkt ihreUnabhängigkeit“.

Auch die vorgesehene Aufsto-
ckung des Rechnungshofkolle-
giums von zwei auf drei Direkto-
ren,wasdemvorherigenStellen-
abbau Dettes zuwiderlaufen
würde, stößt bei den Experten
auf Widerstand. Es sei nicht er-
sichtlich, dass eine gerade oder
ungerade Besetzung des Kolle-
giums sich positiv oder negativ
auf die Arbeitsfähigkeit des
Rechnungshofs auswirkt, so
Schwan. Sein Kollege Kauf-
mann hält ebenfalls nichts von
einerAufstockung. Sie erscheint
ihm sogar „unsinnig und unter
fiskalischen Erwägungen un-
erträglich“.
Beistand erhält der bedrängte

Rechnungshof auch vom Bun-
deschef des Bundes der Steuer-
zahler.DessenPräsident, Reiner
Holznagel, reagiert mit Kopf-
schütteln auf die Pläne der Thü-
ringer Landespolitiker. Die
Steuerzahler wollen eine Stär-
kung der Rechnungsprüfer,
nicht deren Schwächung. Aber
genau die befürchtet Holznagel,
wenn die Gesetzesnovelle in
Kraft tritt. Das unterstreicht er
in einem TLZ-Interview. Eine
Zähmung der Rechnungsprüfer
könne nicht hingenommen wer-
den. „Die Politiker in Thüringen
müssen ihren Entwurf zurück-
ziehen“, sagt er klipp und klar.
Wenn das komplette Kollegium
eines Rechnungshofes sich in
seiner Not an die Öffentlichkeit
wende, sei das ein „Alarmzei-
chen ersterGüte“.

Will sich nicht maßregeln las-
sen: Rechnungshofpräsident Se-
bastian Dette. Foto: P. Michaelis

Brief von Zschäpe
Offenbar Kontakt zu Gefangenem in Bielefeld

Jena/München. (dpa) Die
Hauptangeklagte im Münchner
NSU-Prozess, Beate Zschäpe,
soll Briefkontakt mit einem an-
deremGefangenen aus der rech-
ten Szene haben. Wie der Sen-
der „SWR Info“ berichtet, wur-
de der Brief Zschäpes in der Zel-
le eines Strafgefangenen in
Bielefeld gefunden. Dieser habe
der verbotenen „Hilfsorganisa-
tion Nationaler Gefangener“
(HNG) angehört. In dem 30 Sei-
ten langen Brief schreibe Zschä-
pe über den Alltag in der Haft,
das Essen und das Verhältnis zu

dem Empfänger. „Zu letzterem
Thema wird sie sehr persönlich
und intim, scheint sich in eine
Phantasiewelt hineinzuschrei-
ben“, schreibt derARD-Terroris-
musexperteHolger Schmidt.
Sie beschreibe, wie sie mit

dem Hubschrauber von Zwi-
ckau nach Karlsruhe zum Er-
mittlungsrichter geflogen wur-
de. Der Ausblick sei grandios ge-
wesen, sie habe die weihnachtli-
che Stimmung genossen. Mit
ihrer Rolle als Angeklagte be-
schäftige sich die 38-Jährige in
demBrief jedoch nur amRande.

„Das Lokal
bringt Ihnen
kein Glück“
Nürnberger Bar gerät ins Rampenlicht
Nürnberg/Jena. (dpa) Ange-
grauter Rauputz, dunkelblaue
Außenlaternen und geraffte
Chiffon-Gardinen hinter den
Fenstern eines schmucklosen
Neubaus – jüngste Erkenntnisse
im Münchner NSU-Prozess ha-
ben der unscheinbaren Nürn-
berger Pilsbar „Sonnenschein“
zu zweifelhafter Berühmtheit
verholfen. Kameraleute und
Fotografen drängen sich vor
dem fünfstückigen Wohnhaus
in der Scheurlstraße in der
Nürnberger Südstadt und bemü-
hen sich um Interviews mit dem
jetzigen Pächter des Lokals. Ei-
nige Passanten laufen vorbei
und wundern sich über das Me-
dieninteresse.
Auch Betreiber Kemal Selo

weiß von dem 14 Jahre zurück-
liegenden Rohrbomben-Atten-
tat in seinem Lokal erst seit
Dienstagnachmittag. „Ich habe
das von einem älteren Mann er-
fahren. Der hat gesagt: ‚Gehen
Sie lieber weg. Das Lokal bringt
Ihnen kein Glück‘“, berichtet
der aus Syrien stammendeWirt.
Derzeit sei er gerade dabei, das
Lokal zu renovieren. „Ichwollte
im nächsten Monat öffnen.“
Aber inzwischen sei er nicht
mehr sicher, ob er das Lokal
überhaupt noch betreiben wol-
le. Das alles stehe unter keinem
guten Stern.
Das plötzliche Interesse ver-

dankt die Pilsbar „Sonnen-
schein“ der jüngsten Aussage
des Angeklagten Carsten S. im
NSU-Prozess.Die aus Jena stam-
menden Neonazi-Terroristen
Uwe Böhnhardt und Uwe
Mundlos, so hatte S. vor dem
Landgericht München am
Dienstag ausgesagt, hätten wohl
bereits vor 14 Jahren einen An-
schlag in Nürnberg verübt: Bei-
de hätten „irgendwo in Nürn-
berg in einem Laden eine Ta-
schenlampe hingestellt“.
Tatsächlich war in dem Lokal

am 23. Juni 1999 eine mit
Sprengstoff gefüllte Taschen-
lampe explodiert, als ein Putz-
mann beim Toilettenreinigen
nach einem Gegenstand griff,
den er für eine Taschenlampe
hielt. Der Pächter war nach da-

maligen Zeitungsberichten ein
Türke.
Dennoch können sich selbst

schon länger in der Stadt leben-
de türkische Mitbürger kaum
nochandenunaufgeklärt geblie-
benen Sprengstoffanschlag erin-
nern.
Das Oberlandesgericht Mün-

chen hat wegen des möglichen
Anschlags in Nürnberg eine An-
frage an den Generalbundesan-
walt gestellt. Er habe für Ab-
klärungen im Hinblick auf das
„Stichwort Taschenlampe“
Kontakt zur Bundesanwalt-
schaft aufgenommen, sagte der
Vorsitzende Richter Manfred
Götzl. Zuvor hatte der Ange-
klagte Carsten S. über einen mit
einer umgebauten Taschenlam-
pe versuchten NSU-Bombenan-
schlag berichtet.
S. ist in dem Prozess um die

Mordserie des Nationalsozialis-
tischen Untergrunds (NSU) we-
gen Beihilfe zum neunfachen
Mord angeklagt, weil er dieWaf-
fe für die mutmaßlichen NSU-
Morde an neunMigranten gelie-
fert haben soll.

n „Dawird nichts
passieren“

S. bekräftigte seine Aussage
vomVortag,wonach ihmentwe-
der das NSU-Mitglied Uwe
Böhnhardt oder Uwe Mundlos
1999 von einer Taschenlampe
berichtet hätten. „Die sagten ir-
gendwas mit Taschenlampe in
Geschäft gestellt, und das hat
nicht geklappt“, sagte S.. Ihm sei
erst nach dem Treffen mit den
beiden bewusst geworden, dass
dieAussage sichauf einenmögli-
chen Anschlag bezogen haben
könnte. S. ergänzte seine Aussa-
geumeinweiteres, für ihnmögli-
cherweise belastendes Detail.
Demnach hatte er doch erwo-
gen, demNSU die von dem Trio
bestellte Pistole ohne denmitge-
lieferten Schalldämpfer zu über-
geben. Dies habe er erwogen,
„damit die nicht auf dumme Ge-
danken kommen“. „Damals ha-
be ich entschieden, da wird
nichts passieren. Deswegen ha-
be ich das so gemacht“, sagte S..

NPD-Kandidat
bleibt außen vor
OB-Wahl in Gera war rechtens
Gera. (dpa) Auch wenn die
rechtsextremeNPDnicht verbo-
ten ist, können ihre Kandidaten
von Bürgermeisterwahlen aus-
geschlossenwerden.Dashat das
Verwaltungsgericht Gera ent-
schieden. Im konkreten Fall
ging es um eine Klage des NPD-
Kreisvorsitzenden und Stadtra-
tes Gordon Richter. Der Wahl-
ausschuss hatte ihn nicht als
Kandidat für die Geraer Ober-
bürgermeisterwahl im vergange-
nen Jahr zugelassen, weil ihm
die Eignung als Wahlbeamter
insbesondere hinsichtlich man-
gelnder Verfassungstreue fehle.
Das Gericht teilte diese Ein-
schätzung und wies die Klage
Richters ab. Das Urteil ist noch
nicht rechtskräftig. Beim Ober-

verwaltungsgericht kann Beru-
fung beantragtwerden.
In ihrer Begründung führten

die Richter verfassungsfeindli-
che Tendenzen der NPD an,
unter anderem weil die Partei
dieGewaltenteilung infrage stel-
le und ein Menschenbild vertre-
te, das nicht mit dem Grundge-
setz imEinklang stehe.
Als Beamter müsse ein Bür-

germeister aber die Grundrech-
te nicht nur erdulden, sondern
für sie eintreten, argumentierte
der Vorsitzende Richter Bernd
Amelung. Dafür biete ein NPD-
Repräsentant aber keine Ge-
währ.
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Bemühen um
Entspannung
Verfahren gegen Polizisten eingestellt
Erfurt. (dpa) Die Linke will in-
terne Ermittlungen gegen Poli-
zeibeamte in einer Aktuellen
Stunde im Landtag thematisie-
ren. Es müsse dabei der Ver-
dacht ausgeräumt werden, dass
vor allem Personalräte beson-
ders intensiven Ermittlungen
ausgesetzt seien, sagte Frak-
tionsvize Martina Renner. Das
jetzt eingestellte 18-monatige
Ermittlungsverfahren gegen
einen Saalfelder Polizisten und
Kreisgruppenleiter der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) zeige
die Unverhältnismäßigkeit des
Vorgehens.
Die Staatsanwaltschaft Mei-

ningen hatte das Verfahren ein-
gestellt, in dem der Kriminalbe-
amte verdächtigt worden war,

einen geheimen Einsatzbefehl
zum Papstbesuch 2011 an Jour-
nalisten weitergegeben zu ha-
ben. Das Papier lag damals zahl-
reichenBeamten vor.
Gewerkschaft und Innenmi-

nisterium bemühten sich um
eineEntspannung der Situation.
Die GdP bedankte sich bei In-
nenminister Jörg Geibert (CDU)
für ein mehrstündiges Gespräch
mit dem Betroffenen. Es gehe
nun umeinen „besonnenenUm-
gang miteinander“ sowie „Ab-
kühlung“.WieRenner sieht aber
auch die GdP noch unterschied-
liche Auffassungen in der Frage,
ob Vorgesetzte E-Mails Mails
auf dem Dienstrechner ihrer
Mitarbeiter überhaupt einsehen
dürfen.

Nicht einmal genug Geld
für ein Kindergartenfest
Bürgermeister: Kreisgebietsreform in Thüringen zwingend
Erfurt/Krautheim. (mar) Die
Diskussion um die Gebietsre-
form in Thüringen nimmt wie-
der Fahrt auf. Losgetreten hat
sie der Landrat des Weimarer
Landes, Hans Helmut Münch-
berg. Mit einem „Wutbrief“ ant-
wortete er auf einen TLZ-Gast-
beitrag von Thüringens Wirt-
schaftsminister Matthias Mach-
nig (die TLZ berichtete). Das
Fazit von Münchberg: Kommu-
nale Selbstverwaltung in Thü-
ringens Landkreisen funktio-
niert bestens.
Demhält einkommunalpoliti-

scher Praktiker jetzt aus seiner
Sicht eine Reihe von Fakten ent-
gegen, die die Dringlichkeit
einerReformuntermauern.Axel
Schneider ist Direktor der Thü-

ringer Verwaltungsschule und
ehrenamtlicher Bürgermeister
von Krautheim im Weimarer
Land. Er war auch Mitglied der
Expertenkommission, die die
Vorschläge zu einer Verwal-
tungsreform in Thüringen er-
arbeitet hat.
Am Beispiel seiner Gemeinde

rechnet Schneider die finanziel-
len Engpässe der Thüringer
Kommunen vor. 2010 erhielt die
Gemeinde vom Land 185 000
Euro anZuschüssen undmusste
91 000 Euro an Kreisumlage ab-
führen. Der Gemeinde verblie-
ben unterm Strich 94 000 Euro.
In diesem Jahr beträgt der Zu-
schuss des Landes 125 000
Euro, die Kreisumlage hat sich
auf 124 800 Euro erhöht. Ver-

bleiben der Gemeinde gerade
noch einmal 200 Euro. „Damit
kann nicht einmal das Kinder-
gartenfest finanziert werden“,
schreibt Schneider in seinerAnt-
wort auf Münchberg. Er beklagt
außerdem eine Überbesetzung
der Kommunalverwaltungen in
Thüringen gegenüber den ande-
ren Flächenländern um fast 14
Prozent. Die Schlussfolgerung
von Schneider: 25 Jahre nach
der Gründung Thüringens sei es
höchste Zeit für eine Kreisge-
bietsreform imFreistaat.

@ Den Brief Schneiders
können Sie im Wortlaut

ebenso wie den Brief Münch-
bergs im Internet nachlesen:
www.tlz.de/Muenchberg

„Geist der Völkerverständigung“
Französischer Botschafter lobt Thüringen und das Weimarer Dreieck
Ettersburg. „In Thüringen weht
der Geist der Völkerverständi-
gung.“ Der Botschafter Frank-
reichs in Deutschland, Maurice
Gourdault-Montagne, hat an
diesem Abend in Schloss Etters-
burg viel Lob für den Freistaat.
Erfurt sei die Stadt des Brü-

ckenschlags und die kulturelle
Seelengemeinschaft habe in
Weimar ihren Sitz, sagt der Dip-
lomat bei der Ernennung der
neuen Honorarkonsulin Frank-
reichs in Thüringen. BärbelGrö-
negres, im Hauptberuf Chefin
der Thüringer Tourismus
GmbH, übernimmt dieses Eh-
renamt. Gourdault-Montagne
hebt in seiner Rede in Anwesen-
heit des Vorsitzenden des Ver-
eins Weimarer Dreieck, Dieter
Hackmann, auch den Geist des
Weimarer Dreiecks hervor, der
engen Zusammenarbeit zwi-
schen Deutschland, Frankreich
und Polen, der sich viele Thürin-
ger verpflichtet fühlen. Beson-
ders würdigt er die Tätigkeit des
polnischen Honorarkonsuls
und TLZ-Chefredakteurs Hans
Hoffmeister, den er einen Ge-
stalter diesesDreiecks nennt.
Das neue französische Hono-

rarkonsulat hat seinen Sitz am
Erfurter Willy-Brandt-Platz, im
gleichenGebäudewie die TTG.

Der Geist des Weimarer Dreiecks wehte über Schloss Ettersburg: Frankreichs Botschafter Maurice
Gourdault-Montagne mit der neuen französischen Honorarkonsulin Bärbel Grönegres, Thüringens Minister-
präsidentin Christine Lieberknecht und dem polnischen Honorarkonsul und TLZ-Chefredakteur Hans Hoff-
meister (von links). Foto: Peter Michaelis


